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Sachgebiet 63 


Der Bundesminister Bonn, den 9. Februar 1972 

für Wirtschaft und Finanzen 
F/IIA 1 - H 1322-2/72 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr,: Haushaltstage des Bundes 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Strauß, Leicht, 
Höcherl, Dr. Althammer und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache VI/3015 - 


Im Namen der Bundesregierung beantworte ich hiermit die 
Kleine Anfrage wie folgt: 


1. Welche Mehrbelastungen gegenüber den Ansätzen des Regie- 
rungsentwurfs des Kernhaushaltes des Bundes für das Rech- 
nungsjahr 1972 sind aus heutiger Sicht bei wirklichkeitsgeredi- 
ter Betrachtung zu erwarten (Einzelposten ~ bei nodi nicht hin- 
reichend bezifferbaren Beträgen ggf. Größenordnung mit Von/ 
bis-Beträgen - und Gesamtbeträge auf der Ausgaben- und Ein- 
nahmeseite)? 

Aus heutiger Sicht ergeben sich für den Haushaltsentwurf 1972 
im wesentlichen die nachfolgend aufgeführten Mehrbelastun- 
gen: 

Bereich - rd. in Mrd. DM - 

Neuregelung des Beteiligungsverhältnisses 
von Bund und Ländern an der Umsatzsteuer 
(Mehrausgaben und Mindereinnahmen) 1,5 

Tarif- und Besoldungsverbesserung 1972 0,6 

Zinsen und Kosten für weitere Kredite, 

Bürgschaftsfonds 0,2 

Steinkohlenbergbau 0,1 

Wiedergutmachung 0,1 

Ausgleich Verkehrsregelung Berlin 0,1 

Erhöhung des Beitrages an die 

Europäischen Gemeinschaften 0,1 

Gewinnablieferungen (Mindereinnahmen) 0,1 '•') 


'9 Zur Frage der vorgesehenen Gewinnablieferung der Deutsdien Bundes- 
bank stehen noch Verhandlungen bevor, deren Ergebnis zur Zeit noch 
nicht abzusehen ist. 
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Haushaltsmehrbelastungen stehen allerdings immer wieder Ent- 
lastungen gegenüber, so daß die Summe der Mehrbelastungen 
allein noch kein zutreffendes Bild der voraussichtlichen Haus- 
haltsentwicklung bietet. Eine verbindliche Aussage über das 
endgültige Volumen des Bundeshaushalts 1972 und seine 
Finanzierung ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht mög- 
lich. 


2. Inwieweit muß der Eventualhaushalt 1972 bereits zur Erfüllung 
erteilter Zusagen - namentlich im Rahmen des neuen Devisen- 
hilfeabkommens USA - in Anspruch genommen werden? 

Im Rahmen des deutsch-amerikanischen Devisenhilfeabkom- 
mens vom 10. Dezember 1971 ist ein Kasernenbauprogramm 
von 600 Mio DM vereinbart worden. Bei Inkrafttreten des 
Eventualhaushalts sollen 100 Mio DM aus dem Eventualhaus- 
halt finanziert werden. 


3. Wie hoch schätzt die Bundesregierung aus heutiger Sicht die 
notwendigen Kreditaufnahmen des Bundes (netto einschließlich 
Münzgewinn) im Rechnungsjahr 1972, wenn man die voraus- 
sichtlichen Mehrbelastungen nach Fragen 1 und 2 einbezieht und 
dabei auch berücksichtigt (die nachstehende Aufstellung erhebt 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit) 

— die sogenannte globale Minderausgabe von 1,2 Mrd. DM, zu 
deren Erwirtschaftung die Bundesregierung, entgegen frühe- 
ren Ankündigungen, keinen Deckungsvorschlag gemacht hat, 

— die Ausgaben für die Verbesserung der Bezüge im öffent- 
lichen Dienst bei entsprechender Anwendung der tarifver- 
traglich vereinbarten Regelungen auch für Beamte (lineare 
Verbesserung um im Durchschnitt knapp 6 v. H.), 

— die Auswirkungen des in Aussicht genommenen Kompro- 
misses über die Anteile von Bund und Ländern an der Um- 
satzsteuer (einschl. vorgesehener Ergänzungszuweisungen), 

— die voraussichtlichen Steuerausfälle entsprechend der Neu- 
beurteilung der konjunkturellen Entwicklung? 

Für 1972 ist eine Erhöhung der Nettokreditaufnahme im Hin- 
blick auf die in der Antwort zu Frage 1 erwähnten voraussicht- 
lichen Mehrbelastungen 1972 wahrscheinlich, ohne daß aus 
heutiger Sicht bereits genaue Größenordnungen genannt wer- 
den können. Das weitere Schicksal der globalen Minderausgabe 
in Höhe von 1,2 Mrd. DM hängt von dem Ergebnis der parla- 
mentarischen Beratungen über den Haushaltsentwurf 1972 ab. 
Verbleibt es bei der globalen Minderausgabe, wird die Bundes- 
regierung die zu ihrer Erwirtschaftung erforderlichen Maßnah- 
men treffen. 

Die Mehrausgaben für die Verbesserung der Bezüge im öffent- 
lichen Dienst sind in der Aufstellung zu Frage 1 enthalten. 

Die Mehrbelastungen aufgrund der mit den Ländern getroffenen 
Vereinbarung über den Anteil an der Umsatzsteuer ab 1972 
werden aus heutiger Sicht durch eine höhere Nettokreditauf- 
nahme ausgeglichen werden müssen. Die Bundesregierung geht 
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jedoch davon aus, daß die Länder und Gemeinden aufgrund 
ihrer verbesserten Finanzausstattung ihre Kreditaufnahme ein- 
schränken. 

Nach dem günstigen Ergebnis der Steuereinnahmen 1971 wird 
aus heutiger Sicht bei der Neueinschätzung der Steuern im 
Februar - abgesehen von den Auswirkungen einer Änderung 
des Beteiligungsverhältnisses und der Bruttostellung der 
3 Pfennig-Mineralölsteuererhöhung zugunsten der Gemeinden 
- keine nennenswerte Veränderung der Steueransätze gegen- 
über dem Haushaltsentwurf 1972 erwartet. Das gilt voraus- 
sichtlich auch für die Jahre 1973 bis 1975. 


4. Besitzt die Bundesregierung eine Gesamtübersicht über die 
Auswirkungen oder möglichen Auswirkungen der sich hieraus 
ergebenden und der sonstigen, aus heutiger Sicht als zwangs- 
läufig angesehenen Mehrbelastungen (z. B. aufgrund des Renten- 
reformgesetzes) gegenüber dem geltenden Finanzplan für die 
Jahre 1973 bis 1975? 

Wenn ja: Ist die Bundesregierung bereit, diese Übersicht dem 
Bundestag als Unterlage für die Haushaltsberatungen und für 
die Beratungen der anstehenden finanzwirksamen Gesetze zuzu- 
leiten? 

Die Bundesregierung wird den Finanzplan im Sommer dieses 
Jahres gemäß § 9 Abs. 3 StWG in einer Gesamtschau über alle 
Aufgabengebiete anpassen und bis 1976 fortschreiben. Einzel- 
heiten können erst nach Beschlußfassung durch die Bundes- 
regierung mitgeteilt werden. 


Schiller 



